
nommen hat, um in diesen Fragen die Beschlüsse des 
21. Plenums zu verwirklichen, und wie das Vertrags­
gericht das gerade ihm in reichem Maße zur Verfügung 
stehende Material von „Krankheitserscheinungen“ als 
Grundlage ausnutzt, um, in Zusammenarbeit mit den 
zuständigen Stellen, durch eine erzieherisch wirksame, 
ausgedehnte Verbreitung der Grundsätze des Vertrags­
wesens eine Minderung, wenn nicht Beseitigung der 
Fälle zu erreidien, in denen der Abschluß von Ver­
trägen verzögert wird oder infolge Mißachtung der 
Formvorschriften überhaupt nicht zustande kommt.

Der zu dieser Frage veröffentlichte Artikel von Gentz 
erscheint uns daher als eine recht negative Folgerung 
aus den Richtlinien der Partei der Arbeiterklasse und 
den wesentlichen Lehren der Rede Walter Ulbrichts 
auf dem 21. Plenum über die Notwendigkeit der Stär­
kung der Vertragsdisziplin, vor allem angesichts der 
Tatsache, daß hierunter die Frage des rechtzeitigen 
und den Formerfordernissen entsprechenden Abschlus­
ses der Verträge ja in erster Linie fällt.

I

Der Beitrag von Gentz ist seinem wesentlichen Inhalt 
nach ein Vorschlag, zur Überwindung einiger — viel­
leicht zeitweise recht vieler — „Krankheitserscheinun­
gen“ (die in Wirklichkeit Wachstumsschwierigkeiten 
unserer Wirtschaft, Planung u. a. sind) das Prinzip 
einer strengen Wahrung unserer demokratischen Ge­
setzlichkeit aufzugeben. Zu diesem Zwecke glaubt er, 
eine Norm, deren strikte Einhaltung von wesentlicher 
Bedeutung für unsere Wirtschaft und für die Erziehung 
der in ihr Tätigen zur Erfüllung unserer Volkswirt­
schaftspläne ist, zu einer bloßen Ordnungsvorschrift 
degradieren zu können. Anstatt die noch in unserer 
Wirtschaft vorhandenen Mißstände und Selbstlauf­
tendenzen zu beseitigen, ändert Gentz den Charakter 
der sie verbietenden Gesetzesvorschrift kurzerhand der­
art ab, daß die Mißstände und Selbstlauftendenzen nun­
mehr keine Gesetzesverletzung mehr darstellen!

Nach dem Vorschlag von Gentz würden formlose Lie­
ferungen, gegen die man bis jetzt wenigstens grund­
sätzlich ankämpfte, durchaus gesetzliche Lieferungen 
sein. Wenn es nach seinen Ausführungen ginge, brauch­
ten sich die Partner über den detaillierten Inhalt die­
ser Lieferbeziehungen keine großen Sorgen zu machen, 
denn den Inhalt, so argumentiert er, füllt ja das Ver­
tragsgericht nach den Allgemeinen Lieferbedingungen 
und dem allgemeinen Mustervertrag aus; da beim 
Fehlen eines schriftlichen Vertrages natürlich in den 
Lieferungen Fehler und Lücken auftreten werden, habe 
hier eben das Vertragsgericht „rechtsgestaltend“ einzu­
greifen und die Lieferungen den „vom Gesetzgeber ge­
wollten Maßnahmen“ anzupassen. Doch was soll im 
wesentlichen die Grundlage dieser Lieferungen sein? 
„Dazu gehört insbesondere, daß sie sich bei der Ab­
w i c k l u n g  (von mir gesperrt — A. H.) des Vertrags­
verhältnisses (gemeint ist ein solches ohne Schrift­
form — A. H.) nach den Allgemeinen Lieferbedingun­
gen richten, die der Gesetzgeber hierfür aufgestellt 
hat.“ Was bedeutet das anderes als die These, daß die 
Allgemeinen Lieferbedingungen und der allgemeine 
Mustervertrag die vom Gesetz verlangten Vertrags­
abschlüsse und Verträge in Form von Briefwechsel 
oder in Urkundenform ersetzen könnten, da sie ja 
alles, was für den Inhalt des Vertrages notwendig ist, 
einschließlich Bestimmungen über die Sanktionen ent­
halten. Wie weit ist es von hier aus noch bis zu einer 
vollständigen Auflösung des Vertragswesens?

Die Übernahme der Gentzschen Empfehlungen liefe 
auf eine faktische Auflösung des Vertragssystems hin­
aus, verschleiert durch die theoretische Anerkennung 
eben dieses Systems. Hierbei würde auf seiten der Be­
triebe der wirkliche Vertrag — der zugleich ein Prozeß 
des Kampfes ist um eine bis ins einzelne bewußte 
Übereinstimmung der Partner — durch Selbstlauf er­
setzt, und die „klare Linie“ des Vertragsgerichts würde 
darin bestehen, „rechtsgestaltend einzugreifen“ und die 
Lieferungen „mit dem vorschriftsmäßigen Inhalt form­
gerecht“ zu erfüllen. Diese „klare Linie“ ergibt sich

nach Gentz bereits aus der Anweisung des Vorsitzenden 
des Staatlichen Vertragsgerichts vom 13. Juli 19543).

Uns scheint, derartige Vorschläge beruhen auf einer 
Verkennung der umfassenden Bedeutung des Vertrages 
als einer ständigen, festen, auf dem Plan gegründeten 
Wechselbeziehung, mit noch unausgenutzten Möglich­
keiten der Verwirklichung des Grundgesetzes des So­
zialismus. Ferner scheint es uns, daß in diesem Zusam­
menhang auch die Rolle des Vertragsgerichts von 
Gentz nicht richtig eingeschätzt wird. Das soll an Ein­
zelheiten im Nachstehenden belegt werden.

II

Worin besteht das Wesen des Vertragssystems und der 
von ihm vorgesdiriebenen Schriftform? Unser Staat 
leitet unsere Wirtschaft auf der Grundlage des Planes 
nicht nur vollziehend-verfügend, sondern wendet man­
nigfaltige andere Methoden an, die auf der wissen­
schaftlichen Erkenntnis der objektiven Gesetze, vor 
allem der Ökonomik, beruhen. Zu solchen Methoden 
gehört das Prinzip der wirtschaftlichen Rechnungs­
führung als Methode der Leitung der sozialistischen 
Betriebe und das Vertragssystem als der juristische 
Ausdruck ihrer wirtschaftlichen Wechselbeziehungen. 
Gerade im Vertragssystem wirkt sich besonders auch 
die aktiv dienende Rolle des Überbaus aus — seine 
Aufgabe, der Festigung und Entwicklung der sozialisti­
schen Produktionsverhältnisse zu dienen. Hierbei bildet 
die vorgeschriebene Form des § 4 WO ein notwendiges 
Element des Wesens des Planvertrages und darf daher 
nicht isoliert vom Wesen dieser Verträge betrachtet 
werden. Wir dürfen doch beim Aufbau der Grundlagen 
des Sozialismus die Bedeutung unseres Vertragswesens 
nicht danach einschätzen, daß in der heutigen Praxis 
Verträge oft noch „auf dem Papier stehen“ oder nicht 
einmal „auf dem Papier stehen“. Wir müssen davon 
ausgehen, daß der Vertrag als ein gemeinsamer Wil­
lensakt, der bis ins Einzelne — oft in harten Kämpfen 
— abgestimmt sein muß, zu einer richtigen Erfüllung 
der Planaufgabe notwendig ist. Denn der Plan wird 
nicht erfüllt durch die Planauflagen, sondern durch die 
lebendige Zusammenarbeit der Menschen, die ihrer 
Planauflage und den Allgemeinen Lieferbedingungen 
noch zahlreiche andere Vertragselemente hinzusetzen 
müssen. Die Planauflage ist nicht der alleinige trei­
bende Motor der Leistungen; sie muß verankert sein 
in dem übereinstimmenden Willen der Partner, die nach 
der schriftlichen Fixierung aller gegenseitigen Bedin­
gungen jetzt erst den Kampf um die Erfüllung auf­
nehmen müssen — unter Anwendung aller fortschritt­
lichen Arbeitsmethoden und Senkung der Selbstkosten, 
unter Einbeziehung des ganzen Produzentenkollektivs, 
im Kampf um Terminerfüllung und Verbesserung der 
Qualität.

Diese Methode der Entwicklung der sozialistischen 
Planwirtschaft hat Lenin schon 1921 erkannt, und er 
hob hervor, daß man in einem Lande von Kleinbauern 
weder die staatliche Produktion noch die staatliche Ver­
teilung der Produkte nach dem sozialistischen Prinzip 
mit unmittelbaren Anordnungen durchführen kann4).

Beim Aufbau des Sozialismus in der UdSSR be­
währte sich das Vertragssystem schon bei der Erfüllung 
des ersten Fünfjahrplans und veranlaßte W. M. Molo- 
tow hervorzuheben, daß der Volkswirtschaftsplan, die 
wirtschaftliche Rechnungsführung und das Vertrags­
wesen eine Einheit darstellen3).

Dasselbe trifft für die DDR zu, wo der Kampf um 
die Erfüllung des ersten Fünfjahrplans ebenfalls ein 
Kampf um die Erhöhung der Autorität und die reale 
Verwirklichung des Vertragswesens war und ist.

Daß für den Vertrag die Schriftform zwingend vor­
geschrieben wird, hängt mit dem Wesen und der Be­
deutung des Vertrages eng zusammen. Der Vertrag hat 
die Planaufgabe zu konkretisieren und zu spezifizieren. * 4 *

3) Verfügungen und Mitteilungen des StVG, 1954, Nr. 8, S. 75.
4) W. I. Lenin, Gesammelte Werke, Bd. 33, S. 36 (russ.).
ß) W. M. Molotow, Im Kampf um den Sozialismus, Moskau 

1935, S. 258 (russ.).
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